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Senats-Kandidat John Fetterman, Ex-Präsident Barack Obama, Gouverneurs-Kandidat Josh Shapiro und Präsident Joe Biden (v.l.) treten in Philadelphia gemeinsam aus. Foto: dpa

Italien lässt nur
Frauen und Kinder von Bord

Meloni setzt härteren Migrationskurs um – Schiffe müssen warten

Rom. (dpa) Mehr als 140 Bootsmigranten
haben das deutsche Schiff „Humanity 1“
im Hafen der italienischen Stadt Catania
verlassen. Das bestätigte eine Spreche-
rin von SOS Humanity der Deutschen
Presse-Agentur am Sonntagvormittag.
Die Crew erhielt in der Nacht zu Sonn-
tag demnach die Erlaubnis, in den sizi-
lianischen Hafen einzufahren. Zunächst
seien alle Minderjährigen von Bord ge-
gangen. Alle männlichen Erwachsenen
blieben zunächst auf dem Schiff und
wurden von den Behörden einzeln me-
dizinisch untersucht. Eine Gruppe von
etwas mehr als 30 Menschen durfte das
Schiff nicht verlassen. Ein Mann brach
laut SOS Humanity danach zusammen
und musste von Bord gebracht werden.

Am Sonntagvormittag erhielt die Or-
ganisation nach eigenen Angaben die
Aufforderung, den Hafen zu verlassen.
Der Kapitän wies diese aber zurück und
erklärte laut Mitteilung, er könne den
Hafen nicht verlassen, bevor nicht alle aus
Bootsmigranten von Bord gegangen seien.

Das Vorgehen passt zur neuen italie-
nischen Flüchtlingspolitik. Die rechte
Regierung von Ministerpräsidentin Gi-
orgia Meloni verschärfte die Maßnah-
men seit der Amtsübernahme Ende Ok-

tober, sicherte aber zu, Verletzte, Frauen
und Kinder an Land zu lassen. Andere
müssten auf den Schiffen bleiben. Aus
Roms Sicht sind die Flaggenstaaten für
die Leute an Bord verantwortlich. Bei der
„Humanity 1“ wäre das Deutschland.

Die Opposition Italiens erklärte, das
Vorgehen der Meloni-Regierung sei gegen
Prinzipien der Menschlichkeit und inter-
nationale Regularien, wie der Chef der
Sozialdemokraten, Enrico Letta, twit-
terte. Linkspolitiker Aboubakar Souma-
horo kritisierte in Catania, die Regierung
trage ein politisches Spiel auf dem Rü-
cken von Babys, Frauen und traumati-
sierten Menschen aus. Staatschef Sergio
Mattarella solle in der Sache für die Ein-
haltung der Gesetze einschreiten, forder-
te der Politiker mit ivorischen Wurzeln.

Am Sonntag warteten noch drei
Schiffe privater Hilfsorganisationen mit
geretteten Bootsmigranten an Bord an der
Ostküste Siziliens auf die Zuweisung
eines Hafens. Die deutsche „Rise Ab-
ove“, die „Geo Barents“ und die „Ocean
Viking“ haben zusammen rund 900 Men-
schen an Bord. Private Hilfsorganisa-
tionen kreuzen regelmäßig im Mittel-
meer, um in Seenot geratene Migranten
zu retten.

„Die Demokratie
steht auf dem
Stimmzettel“

Biden tritt mit Obama auf
Von Julia Naue

Washington. Kurz vor den wichtigen
MidtermssetztUS-PräsidentJoeBidenim
Wahlkampf auf seinen ehemaligen Chef,
Ex-Präsident Barack Obama. Die beiden
Demokraten traten am Wochenende bei
einer Veranstaltung in dem hart um-
kämpften US-Bundesstaat Pennsylvania
auf. Der 61-jährige Obama hatte sich zu-
letzt aktiv in den Wahlkampf eingeschal-
tet. Es war nun aber in der Metropole Phil-
adelphia der erste gemeinsame Mid-
terms-Auftritt mit dem 79-jährigen Bi-
den, der unter Obama Vizepräsident war.
Und nur kurze Zeit später rührte ein an-
derer Ex-Präsident die Werbetrommel für
seine Partei: Donald Trump.

Für die Demokraten sieht es vor den
Zwischenwahlen am Dienstag nicht gut
aus. Ihnen droht der Verlust ihrer knap-
pen Mehrheit im US-Kongress. Sollte das
passieren, dürften die Republikaner Bi-
dens Politik in den nächsten zwei Jahren
weitgehend blockieren. Während das Re-
präsentantenhaus Umfragen zufolge
wahrscheinlich an die Republikaner fal-
len wird, dürfte es im Senat sehr knapp
werden. Pennsylvania könnte dabei der
entscheidende Bundesstaat sein. Der De-
mokrat John Fetterman und der Repu-
blikaner Mehmet Oz treten dort gegen-
einander um den wichtigen Senatssitz an.

Obama gilt als exzellenter Redner, und
er brachte auch in Philadelphia die Men-
ge zum Jubeln. Dabei stand er im star-
ken Kontrast zu Biden, der sich oft ver-
haspelt, und zuletzt immer wieder wegen
seines hohen Alters in die Kritik geriet.
Die beiden seien ein ungleiches politi-
schesPaar,schriebdie„NewYorkTimes“.
Nun sei Biden auf Obama angewiesen,
„um seine eigene Präsidentschaft zu be-
stätigen und das Land davon zu über-
zeugen, seine Führung anzunehmen“.

Beide nutzten den Auftritt in Penn-
sylvania, um mit Blick auf die extremen
Kandidaten der Republikaner vor den
Gefahren für die Demokratie in den USA
zu warnen. „Die Demokratie steht buch-
stäblich auf dem Stimmzettel“, sagte Bi-
den. „Wahrheit und Fakten, Logik und
Vernunft und grundlegender Anstand
stehen auf dem Stimmzettel“, so Obama.

Mehr als 400 Kilometer von Philadel-
phia entfernt machte der Republikaner
Trump Werbung für Fettermans Gegner
Oz. Der 76-Jährige redete vor einem Flug-
zeug in der Nähe von Pittsburgh, auf dem
sein Name in riesigen Buchstaben stand.
Er wiederholte die Lüge von der gestoh-
lenen Präsidentenwahl 2020. Erneut deu-
tete er an, bald seine Kandidatur für die
Wahlen 2024 erklären zu wollen. Gleich-
zeitig griff er seinen innerparteilichen
Kontrahenten Ron DeSantis an.

Der Gouverneur von Florida steht am
Dienstag ebenfalls zur Wahl – und hat
große Chancen, wiedergewählt zu wer-
den. Ihm wird nachgesagt, dass er eben-
falls für die Republikaner 2024 als Prä-
sidentschaftskandidat antreten wolle.
Seine Kandidatur hat er bisher aber auch
noch nicht erklärt. Trump vermeidet es
normalerweise tunlichst, seinen Wider-
sacher überhaupt zu erwähnen. Auch
dieses Mal blieb er schmallippig, nannte
DeSantis aber „Ron DeSanctimonious“:
„Sanctimonious“ heißt scheinheilig.

„Grund zur Besorgnis“
Amerika-Experte Martin Thunert über die Wahlen in den USA und mögliche Folgen für Joe Biden und für die amerikanische Demokratie

Von Christian Altmeier

Heidelberg. Martin
Thunert (Foto: privat)
ist Politikwissen-
schaftler und Dozent
am Heidelberg Center
for American Studies
(HCA).

> Herr Dr. Thunert,
am Dienstag stehen
die Zwischenwahlen in den USA an.
Traditionell verliert die Regierungs-
partei dabei. Wird das den Demokra-
ten unter Joe Biden auch so gehen?

Ja, davon ist auszugehen. Vor einem Mo-
nat etwa sah das noch etwas anders aus.
Da hatte es den Anschein, als ob die De-
mokraten ihre Mehrheit im Senat und im
Repräsentantenhaus knapp verteidigen
könnten. Im Moment sind die Umfragen
aus Sicht der Demokraten aber sehr be-
sorgniserregend.

> Woran liegt das?
Das mit Abstand wichtigste Thema für die
Amerikaner sind inzwischen wirtschaft-
liche Fragen, vor allen Dingen die Infla-
tionsrate und die hohen Energiepreise.
Die Republikaner haben sich auf dieses
Thema fokussiert und es ist ihnen ge-
lungen, dass eine Mehrheit der Wähle-
rinnen und Wähler die Schuld dafür bei
der Regierung sieht. Die Demokraten
dringen mit ihrer Aussage, dass globale
Entwicklungen dafür verantwortlich
sind, hingegen nicht so gut durch.

> Wie ist es mit dem Thema Abtreibung?
Die Demokraten hatten ja nach der
Entscheidung des Supreme Court, das
Recht auf Abtreibung auf Bundesebe-
ne aufzuheben, stark darauf gesetzt.

Ja, und das schien auch zunächst zu funk-
tionieren. Die Mobilisierungswirkung,
welche diese Entscheidung vor allem bei
den Wählerinnen zugunsten der Demo-
kraten ausgelöst hatte, war sehr hoch wäh-
rend des Sommers. Das hat sich aber ab-
geschwächt. Abtreibung ist laut Umfragen
zwar noch das zweitwichtigste Thema,
aber mit riesigem Abstand zur wirtschaft-
lichen Entwicklung. Das gilt in ähnlicher
Weise für die Sorge um die amerikanische
Demokratie. Auch dieses Thema rangiert
trotz Präsident Bidens Bemühungen, es
wiederholt anzusprechen, deutlich weiter
untenalsetwadasdasThemaInflationund
spielt vor allem bei Anhängern der Demo-
kraten eine Rolle. Wenn sich Anhänger der
Republikaner überhaupt dafür interessie-
ren, sehen sie die Demokratie eher durch
die US-Demokraten gefährdet als durch
Trump und seine Kernanhänger – sei es
durch angeblichen Wahlbetrug oder die
aus ihrer Sicht ungerechtfertigten Angrif-
feaufdieOpposition.

> Viele republikanische Kandidaten
unterstützen Trumps Lüge vom Wahl-
betrug. Sehen Sie darin eine Gefahr für
die Demokratie in den USA?

Es könnte tatsächlich sein, dass soge-
nannte Wahlleugner in einzelnen Bun-
desstaaten in Ämter kommen, die ver-
gleichbar mit einem Landesinnenminis-
ter oder einem Landeswahlleiter in
Deutschland sind. Sollte der Wahlaus-
gang 2024 dann wieder angezweifelt wer-
den, könnten diese Menschen versucht
sein, unlautere Methoden anzuwenden,
um das Ergebnis zu ändern. Zudem könn-
ten sie im Vorfeld der Wahlen Regeln er-
lassen, die es Wählergruppen, die eher den
Demokraten zuneigen, erschweren, ihr
Wahlrecht auszuüben. Wenn das eintritt,
wird es die auch international bestehen-

den Zweifel an der Festigkeit der ameri-
kanischen Demokratie sicher vergrößern.

> Warum glauben so viele republikani-
sche Kandidaten an die Lüge vom
Wahlbetrug?

Ich bin nicht davon überzeugt, dass alle
Kandidaten, die diese Lüge verbreiten,
selbst auch immer daran glauben. Aber
sie merken, dass es die Basis der Partei
enorm mobilisiert. Zudem zwingt es die
Demokraten, viel über ein Thema zu spre-
chen, dass bei den Wählern nicht so ver-
fängt wie die Wirtschaftsthemen, die den
Alltag vieler Menschen prägen.

> Werden die Demokraten voraussicht-
lich die Mehrheit in beiden Kammern
des Kongresses verlieren?

Für den Senat würde ich derzeit keine
Prognose wagen, da entscheidende Ren-
nen in einzelnen Bundesstaaten hier sehr,
sehr eng sind. Aber für das Repräsen-
tantenhaus sind die Umfragen recht ein-
deutig. Hier werden die Republikaner
wohl künftig die Mehrheit stellen.

> Was würde das für den Rest der Amts-
zeitvonJoeBidenbedeuten?

OhneeinegesetzgeberischeMehrheit inder
unteren Kammer des Kongresses könnte er
vor allem in innenpolitischen Bereichen
wie der Energiepolitik, dem Klimaschutz
oder der Sozialgesetzgebung kaum noch
effektiv regieren. Er wird dann versucht
sein, verstärkt Dekrete zu erlassen. Die
können aber von einem Nachfolger umge-
hend aufgehoben werden – so wie es Biden
auch mit vielen Dekreten Trumps gemacht
hat. Und es gäbe dann den Vorwurf, dass
der Präsident damit seine Kompetenz
überschreitet, weil er die Legislative über-
geht. Für die Bestätigung von Personal-
entscheidungen wäre es für Biden enorm

wichtig, dass die Demokraten zumindest
den Senat halten. Wenn sie beide Kam-
mern des Kongresses verlieren, dürften
zudem die Rufe in der Partei lauter wer-
den, das Biden bei der Präsidentschafts-
wahl2024nichtnocheinmalantretensoll.

> Donald Trump hat sich bei den Repu-
blikanern stark in die Auswahl der
Kandidaten eingemischt. Fällt das Er-
gebnis dann auch auf ihn zurück?

Ja, das denke ich schon. Die von Trump
unterstützten Kandidaten sind zum Teil
umstritten und einige könnten durchaus
die Wahl verlieren. Das würde Trumps
Position dann sicher etwas schwächen.
Umgekehrt würde es ihm natürlich Rü-
ckenwind geben, wenn sich seine Kandi-
daten durchsetzen. Die Demokraten set-
zen in diesen umkämpften Einzelstaaten
übrigens gerade verstärkt Ex-Präsident
Barack Obama als Wahlhelfer ein, weil es
stark auf die Mobilisierung von jungen
Menschen und Minderheiten ankommt.

> Glauben Sie, dass Trump 2024 wieder
Präsidentschaftskandidat wird?

Er wird es wohl versuchen. Das hat er ja
bereits mehrfach indirekt angekündigt.
Es stehen aber am Dienstag auch einige
Republikaner zur Wahl, die in innerpar-
teilichen Vorwahlen 2024 gegen Trump
antreten könnten, wie der Gouverneur
von Florida, Ron DeSantis, oder der Se-
nator Marco Rubio, beide in Florida.
Wenn diese potenziellen Konkurrenten
wiedergewählt werden, wird Trump wohl
Gegner in den Vorwahlen bekommen, die
keinesfalls chancenlos sind. Ich würde im
Augenblick daher eher eine kleine Sum-
me darauf setzen, dass Trump nicht noch
einmal Präsidentschaftskandidat der
Republikaner werden wird, aber sicher ist
das natürlich nicht.

Entspannung in
Korea nicht in Sicht

Seoul. (dpa) Zum Abschluss gemeinsa-
mer Luftübungen haben die Streitkräfte
der USA und Südkoreas noch einmal mi-
litärische Stärke gegenüber Nordkorea
demonstriert. Erstmals seit fünf Jahren
schickten die USA wieder Langstrecken-
bomber des Typs B-1B zur koreanischen
Halbinsel, teilte Südkoreas Generalstab
am Samstag mit. Zwei dieser Überschall-
bomber nahmen neben acht Kampfjets
beider Länder am Manöver „Vigilant
Storm“ in Südkorea teil, das nach sechs
Tagen zu Ende ging.

Nordkorea setzte am selben Tag seine
Raketentests fort. Mindestens vier bal-
listische Kurzstreckenraketen wurden
nach Angaben des südkoreanischen Mi-
litärs nach dem Start in Nordkorea er-
fasst. Sie seien etwa 130 Kilometer weit
in Richtung des Gelben Meers geflogen.

Ob die Tests nach dem Überflug der
B-1B-Bomber erfolgten oder davor, ging
aus den Angaben nicht hervor.

Nordkorea testet derzeit in ungewohnt
hoher Frequenz wieder Raketen. Allein in
der vergangenen Woche feuerte Land nach
Angaben des Militärs in Südkorea mehr
als 25 Raketen einschließlich einer Inter-
kontinentalrakete ab. Die Tests galten
auch als Reaktion auf die Luftübungen in
Südkorea. Nordkorea warf beiden Län-
dern „rücksichtslose Provokation“ vor und
drohte mit Gegenmaßnahmen.

Streubomben auf Flüchtlinge

Im Norden Syriens sind mindestens zehn
Menschen bei Bombardierungen getötet
worden. Rund 70 weitere Menschen seien
bei Artilleriebeschuss durch syrische Re-
gierungstruppen verletzt worden, teilten die
Syrische Beobachtungsstelle für Men-
schenrechte und die Rettungsorganisation
Weißhelme am Sonntag übereinstimmend

mit. Dabei soll auch international geäch-
tete Streumuniton eingesetzt worden sein.
Die Angriffe trafen demnach mehrere
Flüchtlingscamps in der Region Idlib – hier
ein Raketenrest im Camp Maram. Russi-
sche Kampfflugzeuge sollen ebenfalls Stel-
lungenbombardiert haben.Details dazu gab
es jedoch zunächst keine. Foto: dpa
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